
gewähren. Nathan und Püschel schlagen aber vor, das 
Wiederaufnahmeverfahren, also auch die Restitutions- 
klage abzuschaffen4, so daß u. E. die Aussichten auf Be­
seitigung derartiger Fehlurteile eher verringert würden. 
Die Beseitigung der Kassationsfrist gewährleistet also 
keineswegs die Aufhebung jedes erheblich unrichtigen 
Urteils. Andererseits ist sie mit der Einrichtung der 
Rechtskraft nicht vereinbar.
Der Auffassung, daß die Rechtskraft nicht nur eine 
— vom wirtschaftlichen Standpunkt aus übrigens sehr 
wichtige — formale, sondern auch eine erzieherische, 
also eine gesellschaftliche und psychologische Bedeu­
tung hat, ist durchaus zuzustimmen». Die Kenntnis von 
der Rechtskraft der Entscheidung, die in der Rechts- 
mütelbelehrung vermittelt werden sollte, verpflichtet 
Bürger und Betriebe, die in ihr — auch beim Fest- 
stellungsurteil — durch das Gericht gegebene Weisung 
des Staates über ihr Verhalten, die Festsetzung oder 
Feststellung ihrer Rechte und Pflichten zu erfüllen. Es 
läßt sich aber nicht leugnen, daß die zwar im Sinne 
des Gesetzes rechtskräftige, aber noch kassationsfähige 
Entscheidung diese Eigenschaft nicht in vollem Maße 
hat. Die unterlegene Partei wird jedenfalls dann, wenn 
sie einen Kassationsantrag angeregt hat, geneigt sein, 
ihre Endgültigkeit zu bezweifeln.
Eine solche Entscheidung ist also zwar formell rechts­
kräftig, d. h., die Parteien können sich nicht mit weite­
ren Rechtsbehelfen gegen sie wenden — wenn man vom 
Wiederaufnahmeverfahren absieht, das auch nach der 
Vorstellung der Prozeßparteien nur in wenigen Fällen 
in Betracht kommt. Sie ist auch vollstreckbar, und zwar 
auch in den Fällen, wo vorläufige Vollstreckbarkeit 
nicht genügt, sondern eben „Rechtskraft“ erforderlich 
ist, wie etwa nach § 894 ZPO (Ersatz der vom Schuld­
ner geforderten Willenserklärung durch die Rechtskraft 
des ihn dazu verpflichtenden Urteils). Sie schafft den 
durch das Gestaltungsurteil geforderten Rechtszustand, 
also z. B. die Ehescheidung. Auch die sog. materielle 
Rechtskraft (sachliche Bindung etwa später mit der 
Sache befaßter Zivilgerichte) kommt ihr zu. Dasselbe 
gilt für Nebenwirkungen, die andere Gesetze an die 
Tatsache rechtskräftiger Verurteilung knüpfen, z. B. die 
Wirkung der rechtskräftigen Verurteilung des Schuld­
ners für Schadensersatzforderungen des Gläubigers ge­
mäß § 283 BGB.
Dagegen ist die volle erzieherische Wirkung der formell 
rechtskräftigen Entscheidung nicht gewährleistet. Das 
gilt nicht nur für die innere Einstellung der unterlege­
nen Partei, sondern zuweilen auch für ihr Handeln. Es 
mußte wiederholt festgestellt werden, daß unterlegene 
Parteien, die einen Kassationsantrag angeregt hatten, 
zuweilen sogar volkseigene Betriebe, sich weigerten, die 
Urteilsverpflichtungen zu erfüllen, obwohl noch kein 
Kassationsantrag gestellt, geschweige denn ein Ein­
stellungsbeschluß ergangen war. Selbst die Voll­
streckungsorgane zögerten gelegentlich in solchen 
Fällen, die ihnen obliegenden Maßnahmen durchzu­
führen. Wir werden also die Rechtskraft einer noch 
kassationsfähigen Entscheidung als eine unvollkom­
mene bezeichnen müssen, obwohl der Kassationsantrag 
kein Rechtsbehelf ist.
Dieser Zustand kann schon dann zu Schwierigkeiten 
führen, wenn er ein Jahr dauert. Ernste Unzuträglich­
keiten müßten aber entstehen, wenn die Kassations­
frist beseitigt wäre. Eine wirklich vollkommene Rechts­
kraft würde dann nur noch den Kassationsentscheidun­
gen des Präsidiums des Obersten Gerichts zukommen. 
Daran würde grundsätzlich auch die Zurückweisung 
von Kassationsanregungen durch die beiden obersten 
Antragsberechtigten nichts ändern. Die Erfahrung hat 
gezeigt, daß es neben einer Mehrzahl von Bürgern mit
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begründeten oder doch subjektiv begreiflichen Kassa­
tionsanregungen eine Zahl von Unbelehrbaren gibt, die 
auch durch wiederholte und noch so zutreffende und 
gut begründete Abweisungen nicht überzeugt werden 
können, sondern ihre Anregungen mit rein äußerlichen 
Änderungen ständig wiederholen. Ihr Verhalten würde 
sich bei fristloser Zulässigkeit der Kassation zu einer 
ernsten Belastung vor allem der Kassationsabteilungen 
entwickeln können.I
Andererseits erfordert das Wesen der Kassation keine 
zeitlich unbegrenzte Zulassung. Ihre Eigenschaft als 
rein rechtliches Nachprüfungsverfahren spricht sogar 
für eine zeitliche Begrenzung. Die Nachprüfung des 
Sachverhalts ist durch sie noch weniger möglich, als 
es in den früheren Revisionsverfahren der Fall war, 
denn die Prozeßparteien sind nicht verpflichtet, zur 
Kassationsverhandlung zu erscheinen, so daß häufig — 
wohl in der Mehrzahl der Fälle — noch nicht einmal 
ihre beiderseitige Befragung möglich ist. Allerdings 
kann oft die Feststellung der Wahrheit mittelbar ver­
bessert werden, wenn ein Urteil wegen Verletzung ge­
wisser Verfahrensbestimmungen — z. B. Nichterfüllung 
der Fragepfiicht nach § 139 ZPO — aufgehoben wird. 
Unmittelbare Bedeutung für das Kassationsverfahren 
hat aber nur die Frage, ob eine Gesetzesbestimmung 
verletzt ist, wobei der Begriff des Gesetzes selbstver­
ständlich im weitesten Sinne genommen wird, also 
beispielsweise auch die Statuten sozialistischer Ge­
nossenschaften mit umfaßt. Schon bei Verletzungen 
verfahrensrechtlicher Bestimmungen aber handelt es 
sich häufig nicht darum, daß der Sachverhalt unzuläng­
lich festgestellt wurde, sondern darum, daß aus dem 
festgestellten Sachverhalt nicht die zutreffenden recht­
lichen Folgerungen gezogen worden sind oder gezogen 
werden konnten. Das gilt sogar für Verletzungen von 
§ 139 ZPO, nämlich dann, wenn ungenügende Erfüllung 
der Fragepflicht zu Sachanträgen führte, die keine er­
schöpfenden Folgerungen aus dem Sachverhalt ermög­
lichten. In der ganz überwiegenden Anzahl der Fälle 
gilt es aber für Kassationen, die sich auf Verletzungen 
des materiellen Rechts gründen und häufig zur Selbst­
entscheidung des Kassationsgerichts führen, also eben 
die richtige Feststellung des Sachverhalts voraussetzen.
Die Prozeßparteien und ebenso der Staatsanwalt, der 
am Verfahren teilgenommen hat, müssen in der Lage 
sein, Gesetzesverletzungen wesentlich vor Ablauf eines 
Jahres zu erkennen, also den Kassationsantrag recht­
zeitig anzuregen. Das gilt aber auch für die Kassations­
antragsberechtigten, selbst wenn sie auf Grund eigener 
Prüfung von Amts wegen Kassationsanträge stellen. 
Kassationsanträge werden zwar im Interesse der Ge­
sellschaft gestellt und bedürfen bekanntlich keiner 
Anregung durch eine Prozeßpartei oder einen anderen 
Bürger; in diesem Rahmen aber haben die Erforder­
nisse der Prozeßparteien in aller Regel ein erhebliches
— wenn auch je nach Art des Streitgegenstandes ver­
schiedenes — Gewicht.
Gegen Urteile, die eine Ehescheidung aussprechen, wird
— wenn man von der Regelung von Nebenpunkten, wie 
etwa Unterhaltsgewährung und Kostenverteilung, ab­
sieht — seit Jahren kein Kassationsantrag mehr ge­
stellt, auch wenn sie erhebliche Fehler enthalten, deren 
künftige Vermeidung auf andere Art erzielt werden muß. 
Es wird aber auch kaum Vorkommen, daß ein solcher 
Antrag gegen ein Urteil gestellt wird, das mit fehler­
hafter Begründung oder unzulänglichem Verfahren eine 
Ehescheidungsklage abweist, wenn beide Eheleute keine 
Kassation anregen, sich also dabei beruhigen, mögen 
sie sich auch nicht wirklich ausgesöhnt haben. 
Sicherlich hat in anderen Fällen das persönliche Inter­
esse ein geringeres Gewicht. Auf dem Gebiet z. B. des 
Verkehrs-, LPG-, PGH- und insbesondere des Arbeits­
rechts müssen zuweilen Kassationsanträge ohne und
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